
Lehre vom Verwaltungsstrafrecht aber, daß sich diese 
w'rklich nur mit Tatbeständen befaßt hat, die man 
als bloße „Ordnungswidrigkeit“, als „Ungehorsams­
delikte“ oder als Verletzung staatlicher „Pflichten- 
mahnungen“ (Erik Wolf) bezeichnen kann. Gerade das 
Bestreben, diese geringfügigen Delikte, bei denen man 
sich dagegen sträubte, sie überhaupt als kriminell zu 
bezeichnen, einer besonderen Behandlung zu unter­
ziehen, war ia die Ursache für die Entwicklung der 
Lehre vom Verwaltungsstrafrecht. War es doch letzten 
Endes das Ziel dieser Lehre, ein besonderes, aus dem 
Strafgesetzbuch herausgenommenes Reichsverwaltungs­
strafgesetzbuch zu schaffen und die Verfolgung von 
Verstößen gegen dieses Gesetz der Justiz zu entziehen 
und einem besonderen Verwaltungsstrafverfahren zu 
übertragen16).

Wenn Schmidt nun diese Lehre vom Verwaltungs­
strafrecht ganz bewußt aufnimmt17 18) und versucht, sie 
auf den Teil des Wirtschaftsstrafrechts zu übertragen, 
der verfahrensmäßig zur Zuständigkeit der Wirtschafts­
behörden gehört, so bedeutet dies einen entscheiden­
den Bruch in der Entwicklung dieser Lehre, auf den 
hinzuweisen Schmidt leider unterläßt. Konnte bei der 
Entstehung dieser Lehre kein Zweifel darüber be­
stehen. daß ihre Übertragung auf die Praxis höch­
stens die Schaffung eines besonderen Verwaltungs­
strafrechts für minder wichtige und weniger bedeut­
same Verletzungen der „guten Ordnung", wie es Gold­
schmidt nannte, bedeuten könnte, so erklärt Schmidt 
jetzt mit Eindeutigkeit, daß es sich bei den im Wirt­
schaftsstrafrecht angedrohten Ordnungsstrafen keines­
wegs um Bagatellstrafen dm Verhältnis zu den Kri­
minalstrafen handele16). Er verweist an dieser Stelle 
mit Recht darauf, daß eine solche Annahme angesichts 
der Tatsache, daß Geldstrafen in unbeschränkter Höhe 
angedroht seien, „die praktisch sich als Vermögens­
konfiskation auswirken und den wirtschaftlichen Total­
ruin des Betroffenen bedeuten kann“ als lächerlich 
bezeichnet werden müsse. Trotzdem glaubt er aber, 
die wesensmäßii'ge Unterscheidung zwischen Kriminal­
strafen und Ordnungsstrafen aufrechterhalten zu müs­
sen und begründet sie damit, daß er erklärt, nur die 
Kriminalstrafe habe einen ethischen Sinn, während 
der Sinn der Ordnungsstrafe sich darin erschöpfe, 
„daß sie den Verwaltungsbehörden als ein Z u c h t ­
m i t t e l ,  als die Möglichkeit eines scharfen, s t a a t ­
l i c h e n  A n r u f s  eines versagenden Staatsgenossen, 
als nachträgliche P f l i c h t e n m a h n u n g  in die 
Hand gegeben ist“19). Hiermit nimmt er zwar Ge­
danken aus der Entwicklung der Lehre vom Ver­
waltungsstrafrecht wieder auf, übersieht aber den ent­
scheidenden Gesichtspunkt, der darin liegt, daß es sich 
bei den Tatbeständen des Wirtschaftsstrafrechts um 
ganz andersgeartete Tatbestände handelt als bei den 
alten Polizeiübertretungen.

Auch diese Gleichbewertung zweier ganz heterogener 
Tatbestandsgruppen hat ihre Ursache in der Grundein­
stellung Schmidts zu den Fragen der Wirtschaft, des 
Wirtschaftsrechts und damit auch des Wirtschaftsstraf­
rechts. Nach ihm ist „die im Wirtschaftsrecht gesetzte 
Wirtschaftsordnung — ganz anders als etwa die Eigen­
tumsordnung (sic!) — nicht geschaffen, weil es gelte, 
einen sittlich hochbewerteten Rechtswert aus der In­
dividualsphäre des Einzelnen oder einer gedachten 
Gesamtheit (etwa des Fiskus) zu schützen“ und hat 
die „Wirtschaft“, um deren Ordnung es hier geht, 
„durchweg ü b e r i n d i v i d u e l l e n  A u f g a b e n ,  
die vom Staat als solchem zu lösen sind“20). Der Staat 
sei deshalb, so folgert Schmidt, „um s e i n e r  s e l b s t  
w i l l e n  am Dasein und am Bestand einer Ordnung 
der Wirtschaft interessiert“21).

In diesen Sätzen wird offenbar — die Zitate dieser 
Art könnten vermehrt werden —, daß an die zur Er­
örterung stehenden Probleme von einem Standpunkt 
aus herangegangen wird, der für das Rechtsdenken 
innerhalb der sowjetischen Besatzungszone bereits als 
überwunden anzusehen ist. Hier hat sich auf Grund 
der Veränderung der ökonomischen Struktur, insbe­
sondere auf Grund der Überführung der wichtigsten 
Produktionsmittel in das Eigentum des Volkes, bereits
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das Bewußtsein dafür herangebildet, daß dort, wo es 
sich nicht um den Schutz der Individualsphäre des 
Einzelnen, sondern um den Schutz überindividueller, 
die Gesamtheit angehender Interessen handelt, die 
eigentliche Arbeit der Strafjustiz zu leisten ist, weil 
die allgemeinen Rechtsgüter schutzwürdiger sind als 
die individuellen. Hier hat man erkannt, daß es einen 
Staat, der „um seiner selbst willen“ etwas tut, nicht 
gibt, daß vielmehr jeder Staat ein Instrument zur Aus­
übung der Macht durch die in einer bestimmten Ge­
sellschaftsordnung herrschenden Kräfte ist und daß 
deshalb diese Kräfte es sind, von denen es abhängt, 
ob und inwieweit Eingriffe des Staates in die Wirt­
schaftsordnung geduldet oder gar gefordert werden. 
In der sowjetischen Besatzungszone sind es die demo­
kratischen und fortschrittlichen Kräfte, die die Politik 
bestimmen und von deren Entscheidung es deshalb 
abhängt, in welchem Maße die Wirtschaft gelenkt und 
geplant wird. Diese Planung der Wirtschaft aber ge­
schieht keineswegs „um ihrer selbst willen“, nicht nur 
deshalb, weil sonst der Bestand der Ordnung gefährdet 
sein würde, sondern aus der Erkenntnis heraus, daß 
nur durch eine geplante Wirtschaft die Bedürfnisse 
einer möglichst großen Anzahl von Menschen in einer 
möglichst gleichmäßigen Weise befriedigt werden kön­
nen. Deshalb richten sich Angriffe gegen diese Wirt­
schaftsplanung nicht gegen eine überindividuelle Auf­
gabe des Staates als solchen, sondern gegen die All­
gemeinheit als die Summe aller zu ihr gehörenden 
Individuen. Das ist der Grund für die besondere Be­
deutung, die dem Schutz dieser allgemeinen Rechts­
güter zukommt.

Doch soll einmal dieser grundsätzliche Gesichtspunkt 
außer acht gelassen und der Wert der von Schmidt für 
die Abgrenzung der Kriminaldelikte von den Verwal­
tungsdelikten gefundenen und oben zitierten Zauber­
formel für sich allein einer Nachprüfung unterzögen 
werden. Er gibt in dieser Formel gewisse, sicher nicht 
unbeachtliche Hinweise dafür, wann eine Zuwider­
handlung gegen die Vorschriften des Wirtschaftsstraf- 
rechts strafrechtlich zu verfolgen, also ein Kriminal­
delikt sein soll. Aber kann man ernsthaft den Stand­
punkt vertreten, diese Formel biete nicht nur „dem 
Gesetzgeber selbst die Möglichkeit, einen erheblichen 
Teil des Rechtsstoffs von vornherein gesondert zu ge­
stalten“, sondern auch „den Gerichten und Verwal­
tungsbehörden die Möglichkeit einer Unterscheidung 
da, wo sie der Gesetzgeber in den Tatbeständen selbst 
nicht vornehmen“ konnte?22) Sind die Merkmale, die 
Schmidt als Kriterien aufstellt, nicht doch nur Unter­
scheidungsmerkmale dafür, wann ein schweres Wirt­
schaftsdelikt vorliegt und wann ein leichteres? Schmidt 
will das nicht wahr haben. Er betont ausdrücklich, 
der Unterschied zwischen beiden Gruppen sei ein quali­
tativer und kein quantitativer23) und wehrt sich an die­
ser Stelle erneut gegen die Unterstellung, die Ord­
nungswidrigkeit sei ein Bagatelldelikt. Wenn sie das 
aber nicht ist und wenn es trotzdem Ordnungswidrig­
keiten geben soll, die so erhebliche „Ordnungsstrafen“ 
nach sich ziehen, daß der Täter dadurch wirtschaftlich 
ruiniert werden kann, dann ist nicht ersichtlich, was 
materiell mit der Schmidtschen Formel gewonnen sein 
soll, obwohl Schmidt behauptet, mit ihr sei „der ma­
teriell-rechtliche Grund für eine rechtsstaatliche Durch­
dringung des ganzen Wirtschaftsstrafrechts gelegt“24). 
Was er mit dieser rechtsstaatlichen Durchdringung des 
Wirtschaftsstrafrechts meint, wird aus den nächsten 
Sätzen ersichtlich: Es geht ihm nur darum zu sagen, 
er habe das Kriterium dafür gefunden, welche Taten 
vor den Gerichten und welche vor den Verwaltungs­
behörden zu verfolgen seien. Daß ihm dieser Versuch 
mißglückt ist und mißglücken mußte, liegt nicht nur 
in seinem falschen Ausgangspunkt begründet, sondern 
eben darin, daß es im Wirtschaftsstrafrecht eine Ab­
grenzung zwischen kriminellem Unrecht und bloßem 
Verwaltungsunrecht nicht gibt.

IV.
Welche Folgerungen sind hieraus für das Wirt­

schaftsstrafrecht in der sowjetischen Besatzungszone, 
in dem es nach der Wirtschaftsstrafverordnung ein 
sehr bedeutsames Ordnungsstrafverfahren, das dort 
sogenannte Wirtschaftsstrafverfahren, gibt, zu ziehen?
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